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Drucksache V/3964 


Sdiriftlidier Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Personenbeförderungs- 
gesetzes 

— aus Drucksache V/2494 — 


A. Bericht des Abgeordneten Matthes 


1. Allgemeines 

Der vorliegende Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes ist 
Bestandteil des Verkehrspolitischen Programms der 
Bundesregierung für die Jahre 1968 bis 1972, Er 
wurde in der 155. Sitzung des Deutschen Bundesta- 
ges am 13. Februar 1968 an den Verkehrsausschuß 
federführend, an den Ausschuß für Wirtschafts- und 
Mittelstandsfragen sowie an den Ausschuß für Kom- 
munalpolitik, Raumordnung, Städtebau- und Woh- 
nungswesen mitberatend und an den Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Das geltende Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 
stammt aus dem Jahre 1961. Es regelt die entgelt- 
liche und geschäftsmäßige Personenbeförderung mit 
Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen. Das 
Gesetz hat sich — insgesamt gesehen — in der Ver- 
gangenheit durchaus bewährt. Einzelne Vorschrif- 
ten wurden auf Initiativantrag von Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages durch eine Novelle vom 
24. August 1965 geändert. Die Änderungen betrafen 
im wesentlichen den Berufsverkehr, den Ferienziel- 
Reiseverkehr und Zuständigkeitsfragen im grenz- 
überschreitenden Verkehr. 

Durch die jetzt vorliegende Novelle soll eine Ver- 
besserung der Verkehrsbedienung insbesondere in 
der Fläche erreicht werden. Den Kernpunkt des Ent- 
wurfs bilden diejenigen Vorschriften, die der Ge- 
nehmigungsbehörde im Interesse einer Verbesse- 
rung der Verkehrsbedienung zusätzliche Aufgaben 
und Einwirkungsmöglichkeiten mit dem Ziel über- 
tragen, auf die Einrichtung und befriedigende Bedie- 


nung sowie auf die Erweiterung und Änderung von 
Verkehrsverbindungen hinzuwirken. Im Vordergrund 
steht dabei die Förderung einer leistungssteigern- 
den freiwilligen Zusammenarbeit der Verkehrsun- 
ternehmer, die geeignet ist, das Entstehen von zu- 
sammenhängenden Verkehrsnetzen mit gut aufein- 
ander abgestimmten Anschlüssen, Fahrplänen und 
günstigen Durchgangstarifen zu verwirklichen. Da- 
bei wird keinesfalls übersehen, daß bereits auf der 
Grundlage des geltenden Rechts durch freiwillige 
Unternehmerzusammenschlüsse schon heute Ver- 
kehrsnetze entstanden sind, die eine befriedigende 
Verkehrsbedienung gewährleisten. 

Auch die Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
kehrsträgern des Straßenpersonenverkehrs hat sich 
in den letzten Jahren ständig verbessert. Das Ab- 
kommen zwischen der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost auf dem Gebiet ihrer 
Kraftomnibusverkehre aus dem Jahre 1955 ist lau- 
fend ergänzt worden und hat sich bewährt. Neu hin- 
zugekommen sind entsprechende Vereinbarungen 
zwischen der Deutschen Bundesbahn und den nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen sowie zwischen der 
Deutschen Bundespost und den nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen. Außerdem besteht zwischen dem Ver- 
band öffentlicher Verkehrsbetriebe und der Deut- 
schen Bundesbahn ein Rahmenabkommen über die 
Zusammenarbeit im Personenverkehr. Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf soll die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Verkehrsträgern und Verkehrsunterneh- 
mern zum Wohle der Verkehrsnutzer noch stärker 
fördern. 

Darüber hinaus wird der Genehmigungsbehörde 
erstmals die Möglichkeit gegeben, von Amts wegen 
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die Erweiterung oder Änderung vorhandener Ver- 
kehrsverbindungen zu veranlassen. Bisher hing eine 
solche Erweiterung oder Änderung stets von einem 
entsprechenden Antrag des betreffenden Unterneh- 
mers ab. Die nunmehr geschaffene Eingriffsmöglich- 
keit der Behörde ist erforderlich, um eine Verbesse- 
rung der Verkehrsbedienung auch dort zu erreichen, 
wo Unternehmer freiwillig nicht bereit sind, die im 
öffentlichen Verkehrsinteresse gebotenen zusätz- 
lichen Verkehrsdienste zu übernehmen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Novelle um Be- 
stimmungen erweitert, die dem Bundesminister für 
Verkehr die Möglichkeiten geben, durch Rechtsver- 
ordnung Vorschriften zur Regelung des internatio- 
nalen Straßenpersonenverkehrs, zur Durchführung 
von Verordnungen des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften sowie zur Vereinheitlichung des Ge- 
bührenrechts im Straßenpersonenverkehr zu erlas- 
sen. 

Der Ausschuß hat im Zusammenhang mit dem Ge- 
setzentwurf auch die Frage erörtert, ob es aus Ver- 
kehrssicherheitsgründen — Sicherheit des Fahrga- 
stes im Mietwagen, Sicherheit der anderen Ver- 
kehrsteilnehmer — erforderlich ist, die nach den 
§§ 15dff. StVZO an die Kraftdroschkenfahrer ge- 
stellten Anforderungen auf die Fahrer von Mietwa- 
gen auszudehnen. Der Ausschuß hat diese Frage be- 
jaht und schlägt vor, die Bundesregierung zu ersu- 
chen, das Erforderliche zu veranlassen. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Zu § 7 

Die Streichung von § 7 Abs. 1 Satz 2 berücksich- 
tigt eine bevorstehende Änderung der StVZO. Da- 
nach wird der Begriff „Kombinationskraftwagen" in 
der StVZO aufgegeben; die bisher als Kombina- 
tionskraftwagen bezeichneten Kraftfahrzeuge wer- 
den den Personenkraftwagen zugeordnet. Im Inter- 
esse der Rechtsgleichheit hält es daher der Aus- 
schuß ebenso wie die Bundesregierung für zweck- 
mäßig und verkehrspolitisch vertretbar, Kombina- 
nationskraftwagen auch für den Bereich des PBefG 
ohne Einschränkung als Personenkraftwagen zu be- 
handeln. 

Zu § 13 Abs. 4 a 

Der Ausschuß hat sich für eine Streichung dieser 
Vorschrift ausgesprochen. Nach seiner Auffassung 
ist die Relativierung des Ausgestaltungsrechts der 
vorhandenen Unternehmer und Eisenbahnen sowie 
des Besitzstandsschutzes der Altunternehmer im Zu- 
sammenhang mit den Vorschriften über die Gebiets- 
genehmigung zu sehen, deren Streichung vom Aus- 
schuß ebenfalls empfohlen wird. Ohne die Gebiets- 
genehmigung ist die Auflockerung der Vorränge 
und des Besitzstandsschutzes einerseits nicht erfor- 
derlich, andererseits aber auch unzweckmäßig. Der 
Ausschuß konnte insoweit dem Ausschuß für Kom- 
munalpolitik, Raumordnung, Städtebau- und Woh- 
nungswesen nicht folgen, der die Vorschrift des 


§ 13 Abs. 4 a auch bei einem etwaigen Wegfall der 
Gebietsgenehmigung für erforderlich hält. Der an- 
gestrebte größere Ermessensspielraum der Geneh- 
migungsbehörden kann bereits durch die Regelung 
des § 8 des Entwurfs erreicht werden, ohne daß es 
eines Eingriffs in die Rechte verdienter Altunter- 
nehmer bedarf. Daneben besteht die Gefahr, daß 
durch die Relativierung der Vorränge im Schienen- 
ersatz- und Schienenparallelverkehr die Rationali- 
sierungsbemühungen der Deutschen Bundesbahn im 
Zusammenhang mit der Stillegung von Schienen- 
strecken erheblich beeinträchtigt werden könnten. 
Der Ausschuß verweist im übrigen auf die Nieder- 
schriften einer Erklärung des 1. Präsidenten der 
Deutschen Bundesbahn Herrn Prof. Dr. Dr.-Ing. e. h. 
Oeftering in der Sitzung der Arbeitsgruppe „Regio- 
nalverkehr" des Beirats für Raumordnung beim Bun- 
desministerium des Innern am 29. August 1967, „wo- 
nach eine sinnvolle Anwendung des § 13 Abs. 2 
Nr. 2 c PBefG beinhalte, daß die Deutsche Bundes- 
bahn sich selbstverständlich nicht auf ihre Vorränge 
berufen werde, wenn ein anderer Unternehmer eine 
bessere Verkehrsbedienung anbietet. Diese Erklä- 
rung könne als verbindlich für das Verhalten der 
Deutschen Bundesbahn betrachtet werden." Es ist da- 
her zu erwarten, daß die Deutsche Bundesbahn unter 
Berücksichtigung der engen Verknüpfung des Omni- 
busverkehrs mit dem Eisenbahnnetz im Wege der 
freiwilligen Kooperation dementsprechend handeln 
wird, wenn eine allgemeine Verkehrsverbesserung 
zu erwarten ist. 

Der Ausschuß empfiehlt unter diesen Umständen, 
im gegenwärtigen Zeitpunkt von der vorgesehenen 
Regelung des § 13 Abs. 4 a Abstand zu nehmen. 

Zu § 20 a 

Der Ausschuß hat von der Ergänzung des § 20 a 
des Gesetzentwurfs, wie sie in der Drucksache V/2524 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) vorgeschlagen 
ist, abgesehen. Bund, Länder und Gemeinden wer- 
den jedoch gebeten, grundsätzlich dafür zu sorgen, 
daß für die Erfüllung von nicht kostendeckenden ge- 
meinwirtschaftlichen Verkehrsaufgaben ein Aus- 
gleich gezahlt wird. Der Verkehrsausschuß verweist 
in diesem Zusammenhang auf seinen Schriftlichen 
Bericht (Drucksache V/3523) zum Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Bundesbahngesetzes. 

Zu § 27 a bis § 27 e 

Abweichend von dem Votum des Ausschusses für 
Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau- und 
Wohnungswesen, der die Einführung der Gebietsge- 
nehmigung empfiehlt, hat der Ausschuß in Uber- 
einstimmig mit dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen die ersatzlose Streichung der 
Vorschriften über die Gebietsgenehmigung beschlos- 
sen. Der Ausschuß glaubt, daß auch ohne das Mittel 
der Gebietsgenehmigung das Entstehen zusammen- 
hängender Verkehrsnetze und damit einer Verbes- 
serung der Verkehrsbedienung insbesondere in der 
Fläche möglich ist. Der Ausschuß verweist darauf, 
daß vielfach im Wege der froiwilligen Zusammen- 
arbeit der Verkehrsunternehmer Verkehrsverbünde 
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geschaffen worden sind, die sich durchaus bewähren. 
Wie die Praxis gezeigt hat, ist die Bereitschaft der 
Verkehrsunternehmer, in regionalen Bereichen zu- 
sammenzuarbeiten, ständig größer geworden. Unter- 
stützt wird diese Entwicklung in Zukunft durch die 
Regelung des § 8, der die Genehmigungsbehörde da- 
zu verpflichtet, das Entstehen zusammenhängender 
Liniennetze und die Zusammenarbeit der Unterneh- 
mer zu fördern. 

Der Ausschuß betont allerdings, daß die Entwick- 
lung der kommenden Jahre sorgfältig zu beobach- 
ten ist. Dabei wird festzustellen sein, ob die an die 
Vorschriften des § 8 geknüpften Erwartungen des 
Gesetzgebers erfüllt werden. Sollte dies nicht der 
Eall sein, werden zusätzliche gesetzgeberische Maß- 
nahmen geprüft werden müssen. 

Zu § 45 Abs. 7 

Der Ausschuß hat eine Streichung dieser Vor- 
schrift als überflüssig beschlossen, da die Deutsche 
Bundesbahn sich schriftlich bereit erklärt hat, die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Verpflichtung freiwillig 
zu übernehmen. 


Zu § 54 a 

Nach Auffassung des Ausschusses ist es nicht er- 
forderlich, den Beauftragten der Genehmigungsbe- 
hörden auch das Betreten von Wohnräumen zu ge- 
statten. Die Grundrechtseinschränkung war daher zu 
streichen. 


Zu § 57 a 

Der Ausschuß hat diese Vorschrift im Einverneh- 
men mit der Bundesregierung in den Entwurf auf- 
genommen. 

Absatz 1 der Vorschrift dient dazu, zur Regelung 
des internationalen Straßenpersonenverkehrs und 
insbesondere zur Erleichterung des touristischen 
Verkehrs auf Unternehmen mit Betriebssitz im Aus- 
land die international üblichen Vorschriften anzu- 
wenden, soweit die Gegenseitigkeit verbürgt ist. 
Gleichzeitig wird die Möglichkeit geschaffen, die 
zwischen dem Bundesminister für Verkehr und den 
Verkehrsministern anderer europäischer Staaten ge- 
schlossenen und künftig noch abzuschließenden, Ver- 
waltungsvereinbarungen auf dem Gebiet des inter- 
nationalen Straßenpersonenverkehrs in das deut- 
sche Recht zu übernehmen. Schließlich können durch 
Rechtsverordnung aufgrund dieser Vorschrift auch 
Empfehlungen der Europäischen Konferenz der Ver- 
kehrsminister zur Vereinheitlichung der Regeln 
über den internationalen Straßenpersonenverkehr 
in der deutschen Rechtsordnung verwirklicht wer- 
den. 

Absatz 2 der Vorschrift ist erforderlich, um be- 
reits in Kraft getretene oder künftig noch zu erwar- 
tende Verordnungen des Rats oder der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften durch nationale 


Rechtsvorschriften auszuführen, wie es in den EWG- 
Verordnungen den Mitgliedstaaten zur Pflicht ge- 
macht wird. 


Zu § 57 b 

Auch diese Vorschrift hat der Ausschuß im Ein- 
vernehmen mit der Bundesregierung in den Entwurf 
aufgenommen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Beschluß 
vom 11. Oktober 1966 (Bd. 20, S. 257, 269) § 80 
Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1081) mit der Begründung für verfassungswidrig 
erklärt, die in dieser Vorschrift enthaltene Ermäch- 
tigung für den Verordnungsgeber zur Erhebung von 
Kosten sei zu unbestimmt und entspreche nicht den 
Voraussetzungen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes. Die Ermächtigung selbst müsse ein 
Minimum von materieller Regelung enthalten, die 
dem Verordnungsgeber als „Programm'' und als 
„Rahmen" dienen solle. 

Aufgrund dieser Rechtsprechung ist davon auszu- 
gehen, daß möglicherweise auch die Kostenermäch- 
tigung des § 58 Abs. 1 Nr. 6 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes als verfassungswidrig zu betrachten 
ist. Um die durch den vorgenannten Beschluß her- 
vorgerufene Rechtsunsicherheit zu beseitigen, ist 
die Ermächtigung in § 58 Abs. 1 Nr. 6 durch eine 
Ermächtigung zu ersetzen, die den Erfordernissen 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zu Artikel 80 Abs. 1 des Grundgesetzes entspricht. 
§ 57 b enthält die notwendigen materiellen Bestim- 
mungen einer Kostenermächtigung und trägt damit 
dem Inhalt des Artikels 80 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes Rechnung. § 57 b enthält nur eine Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsvorschriften über die Kosten 
im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen und im Ge- 
legenheitsverkehr. Die Ermächtigung bezieht sich 
nicht auf die Kosten im Straßenbahn- und Obusver- 
kehr, deren Regelung dem Landesrecht überlassen 
bleibt; dies entspricht einem Wunsch der Länder. 
Die Möglichkeit, auch die Deutsche Bundespost und 
die Deutsche Bundesbahn hinsichtlich ihrer Omni- 
busdienste der Kostenpflicht zu unterwerfen, beruht 
darauf, daß alle dem Personenbeförderungsgesetz 
unterliegenden Verkehrsträger grundsätzlich gleich- 
behandelt werden sollen; ein Präjudiz für andere 
Bereiche der beiden Bundesverwaltungen wird da- 
mit nicht geschaffen. 


Zu § 58 

§ 58 Abs. 1 Nr. 3 und 6 werden durch die Vor- 
schriften der §§ 57 a und 57 b ersetzt. Hierdurch ist 
die redaktionelle Änderung des § 58 bedingt. 


Zu § 60 a 

Der Ausschuß hat einen Vorschlag des Bundesrates 
übernommen und außerdem die neue Vorschrift mit 
einer Überschrift versehen. 
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Zu § 61 Abs. 1 Nr. 5 

Es handelt sich lediglich um eine inzwischen not- 
wendig gewordene redaktionelle Änderung des im 
Regierungsentwurf enthaltenen Textes. 

Zu § 64 

Mit dem Inkrafttreten des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) am 1. Januar 1968 sind die in 
Absatz 3 genannten beförderungsteuerrechtlichen 
Vorschriften gegenstandslos geworden. Die Ver- 
kehrsformen nach § 43 Nr. 3 und 4 (Markt- und 
Theaterfahrten) werden nunmehr auch umsatzsteu- 
erlich als Linienverkehr behandelt. 


Bonn, den 10. März 1969 


Matthes 

Berichterstatter 


B. Antrag des 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — aus Drucksache V/2494 — 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes — Drucksache 
V/2524, Teil X — durch die Beschlußfassung zu 
Nr. 1 für erledigt zu erklären; 

3. die Empfehlung der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaft vom 31. Januar 1968 an die 
Bundesrepublik Deutschland zu dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Personenbeför- 
derungsgesetzes — Drucksache ^ V/2494 — für 
erledigt zu erklären; 

4. das Verkehrspolitische Programm für die Jahre 
1968 bis 1972 — Drucksache V/2494, Erster 
Teil — , soweit es in dem Antrag Nr. 1 seinen 
Niederschlag gefunden hat, zustimmend zur 
Kenntnis zu nehmen; 

5. die zu den Gesetzentwürfen — Drucksachen 
V/2494, V/2524, Teil X — eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären; 


Ausschusses 

6. folgenden Entschließungen zuzustimmen: 

a) Der Deutsche Bundestag hat von einer Ergän- 
zung des Gesetzes im Sinne des § 20 a des 
von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes — Drucksache 
V/2524, Teil X — abgesehen. Bund, Länder 
und Gemeinden werden jedoch gebeten, 
grundsätzlich dafür zu sorgen, daß für die Er- 
füllung von nicht kostendeckenden gemein- 
wirtschaftlichen Verkehrsaufgaben ein Aus- 
gleich gezahlt wird. In diesem Zusammen- 
hang wird auf den Schriftlichen Bericht zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes — Drucksache V/3525 — 
verwiesen. 

b) Der Deutsche Bundestag hat von der gesetz- 
lichen Einführung von Gebietsgenehmigun- 
gen abgesehen; er wird jedoch die Entwick- 
lung der kommenden Jahre sorgfältig beob- 
achten. Sollten sich die an die Vorschriften 
des § 8 geknüpften Erwartungen nicht erfül- 
len, so wird er zusätzliche gesetzgeberische 
Maßnahmen prüfen. 

c) Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundes- 
regierung, die nach den §§ 15 d ff. StVZO an 
die Kraftdroschkenfahrer gestellten Anforde- 
rungen auf die Fahrer von Mietwagen auszu- 
dehnen. 


Bonn, den 27. Februar 1969 


Der Verkehrsaussdiuß 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Personenbeförderungs- 
gesetzes 

— aus Drucksache V/2494 — 

und der Beschlüsse des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 241), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Personenbeiörderungs- 
gesetzes vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 906), wird wie folgt geändert: 


1. § 8 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Förderung der Verkehrsbedienung 
und Ausgleich der Verkehrsinteressen". 

b) Die bisherige Fassung wird Absatz 1. 

c) Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) Die Genehmigungsbehörde hat im 
Interesse der Verkehrsnutzer für die Abstim- 
mung oder den Verbund der Beförderungs- 
entgelte und für die Abstimmung der Fahr- 
pläne zwischen den Unternehmern zu sor- 
gen. 

(3) Sofern die öffentlidien Verkehrsin- 
teressen es erfordern, hat die Genehmi- 
gungsbehörde 

1. für die Einrichtung und befriedi- 
gende Bedienung, 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 241, zuletzt geändert durch 

Artikel 137 des Einführungsgesetzes zum Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 

vor 1. § 7 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

♦ 

1. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

2. für die Erweiterung und Änderung 
von Verkehrsverbindungen zu sor- 
gen. Sie hat dabei auf freiwillige 
Zusammenarbeit oder Zusammen- 
schlüsse der Unternehmer hinzu- 
wirken und das Entstehen zusam- 
menhängender Liniennetze zu för- 
dern. Läßt dies eine befriedigende 
Verkehrsbedienung nicht erwarten, 
hat die Genehmigungsbehörde von 
Amts wegen zu prüfen, ob eine 
Verpflichtung zur Erweiterung 
oder Änderung des Verkehrs 
(§ 20 a) aufzuerlegen ist. 

(4) Die Genehmigungsbehörde hat bei 
ihren Maßnahmen auch die Ziele 
der Landesplanung zu beachten." 

2. In § 13 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: Nummer 2 entfällt 

„(4 a) Die Vorschriften in Absatz 2 Nr. 2 
Buchstabe c Satz 1 und 2 und Absatz 4 bleiben 
unberücksichtigt, wenn ihre Anwendung einer 
beantragten wesentlichen Verbesserung der 
Verkehrsbedienung entgegensteht/' 

3. § 15 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 3. unverändert 

♦ 

„(3) Die Genehmigungsbehörde hat die zu- 
ständige Berufsgenossenschaft von der Er- 
teilung der Genehmigung zu unterriditen. Die 
Anzeigepflicht des Unternehmers nadi § 661 
der Reichsversicherungsordnung bleibt unbe- 
rührt." 

4. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 4. unverändert 

♦ 

„§20a 

Erweiterung und Änderung des Verkehrs 

Sofern die öffentlichen Verkehrsinteressen es 
erfordern und es dem Unternehmer unter Be- 
rücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, 
einer ausreidienden Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals und der notwendigen tech- 
nischen Entwicklung zumutbar ist, kann die Ge- 
nehmigungsbehörde dem Unternehmer auferle- 
gen, den von ihm betriebenen Verkehr zu er- 
weitern oder zu ändern. Für das Verfahren gel- 
ten die §§14 bis 18 entsprechend." 

5. Nach § 27 wird folgender Abschnitt II a einge- Nummer 5 entfällt 
fügt: 

„II a. Gebietsgenehmigung 
§ 27 a 

Voraussetzung und Umfang 
der Gebietsgenehmigung 

(1) Die Genehmigung zur Beförderung von 
Personen kann für ein räumlich abgegrenztes 
Gebiet (Verkehrsgebiet) erteilt werden (Ge- 
bietsgenehmigung), sofern die öffentlichen Ver- 
kehrsinteressen dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. 
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(2) Die Gebietsgenehmigung berechtigt, im 
Verkehrsgebiet die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
genannten Verkehrsarten zu betreiben, soweit 
die vorhandenen Unternehmer oder Eisenbah- 
nen nicht beeinträchtigt werden. Genehmigun- 
gen für diese Verkehrsarten nach § 9, die dem 
Inhaber der Gebietsgenehmigung (Gebietsunter- 
nehmer) zustehen, gelten als Teil der Gebiets- 
genehmigung. Von der Gebietsgenehmigung 
werden Verkehrsverbindungen anderer Unter- 
nehmer innerhalb des Verkehrsgebiets, für die 
eine Genehmigung nach § 9 erteilt ist, nicht 
erfaßt. Unberührt bleibt auch die Erteilung 
neuer Genehmigungen nach § 9 bei entsprechen- 
der Anwendung des § 13 Abs. 2, Abs. 4 und 
Abs. 4 a. 

§ 27 b 

Pflichten des Gebietsunternehmers 

(1) Der Gebietsunternehmer hat die Pflicht 
innerhalb des Verkehrsgebiets, für das die Ge- 
bietsgenehmigung erteilt ist, die zu dessen be- 
friedigender Bedienung erforderlichen Ver- 
kehrsverbindungen im Rahmen des § 27 a ein- 
zurichten und za betreiben. Die Genehmigungs- 
behörde kann die Einrichtung und den Betrieb 
bestimmter Verkehrsverbindungen verlangen, 
sofern die öffentlichen Verkehrsinteressen es er- 
fordern und dies unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage des Gebietsunternehmers, 
einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals und der notwendigen tech- 
nischen Entwicklung zumutbar ist. 

(2) Der Gebietsunternehmer hat die Beför- 
derungsentgelte, Beförderungsbedingungen und 
Fahrpläne für alle Verkehrsverbindungen inner- 
halb des Verkehrsgebiets der Genehmigungs- 
behörde zur Zustimmung vorzulegen. § 45 
Abs. 2 bleibt unberührt. Die §§39 und 40 gel- 
ten sinngemäß mit der Maßgabe, daß den Be- 
förderungsentgelten und Fahrplänen nicht zu- 
gestimmt werden darf, wenn dadurch 

1. die vorhandenen Unternehmer oder 
Eisenbahnen beeinträchtigt werden 

oder 

2. der Zubringerverkehr zu Verkehrs- 
knotenpunkten vernachlässigt wird. 

§ 27 c 

Erteilung der Gebietsgenehmigung 

(1) Die Gebietsgenehmigung erteilt die von 
der Landesregierung bestimmte Behörde. Soll 
eine Genehmigung für ein Verkehrsgebiet er- 
teilt werden, das sich auf den Bezirk mehrerer 
Genehmigungsbehörden erstreckt, so ist dieje- 
nige Genehmigungsbehörde für die Erteilung 
der Gebietsgenehmigung zuständig, in deren 
Bezirk sich das Verkehrsgebiet überwiegend be- 
findet. Sie entscheidet im Einvernehmen mit 
den beteiligten Genehmigungsbehörden. 
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Entwurf Beschlüssede 

(2) Die Genehmigungsurkunde (§ 17) muß 
die genaue Abgrenzung des Verkehrsgebiets 
enthalten. 


§ 27 d 

Dauer der Genehmigung 

(1) Für die Dauer der Gebietsgenehmigung 
gilt § 44, 

(2) Genehmigungen nach § 9 für die in § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Verkehrsarten, 
die während der Dauer der Gebietsgenehmi- 
gung als deren Teil gegolten haben (§ 27 a 
Abs. 2 Satz 2), bleiben nach Ablauf der Ge- 
bietsgenehmigung als Genehmigungen im Sinne 
des § 9 für ihre ursprüngliche Geltungsdauer 
in Kraft. Die Zeit ihrer Ausübung als Teil der 
Gebietsgenehmigung ist anzurechnen. 

(3) Hat der Gebietsunternehmer auf Grund 
der Gebietsgenehmigung eine in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 genannte Verkehrsart betrieben, so 
ist ihm nach Ablauf der Gebietsgenehmigung 
für diese Verkehrsart eine Genehmigung nach 
§ 9 zu erteilen, §§ 38 und 41 Abs. 3 sind anzu- 
wenden; die Zeit der Ausübung dieser Ver- 
kehrsart auf Grund der Gebietsgenehmigung 
ist anzurechnen. 


§ 27 e 

Geltung anderer Vorschriften, Rücknahme 
der Genehmigung 

Sofern sich aus den §§ 27 a bis 27 d nichts 
anderes ergibt, gelten für die Gebietsgenehmi- 
gung die Vorschriften über die Beförderung von 
Personen mit Straßenbahnen, Obussen und 
Kraftfahrzeugen im Linienverkehr mit Aus- 
nahme der §§ 20, 20 a sinngemäß. 


6. An § 45 wird folgender Absatz 7 angefügt: Nummer 6 entfällt 

„(7) Linienverkehr, der den stillgelegten 
Schienenverkehr einer Eisenbahn ersetzt, ist 
für mindestens zwei Jahre nach Stillegung des 
Schienenverkehrs im Amtlichen Kursbuch für 
den Schienenverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn anzuzeigen." 


7. Die Überschrift des Abschnitts V. erhält fol- 7. unverändert 
^ gende Fassung: 

„V. Aufsicht, Prüfungsbefugnisse". 


8. § 54 erhält folgende Überschrift: 8, unverändert 

♦ 

„Aufsicht". 


20. Ausschusses 
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9. Nach § 54 wird folgender § 54 a eingefügt: 

„§54a 

Prüfungsbefugnisse der Genehmigungsbehörde 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann zur 
Durchführung der Aufsicht und zur Vorberei' 
tung ihrer Entscheidungen durch Beauftragte 
die erforderlichen Ermittlungen anstellen, ins- 
besondere 

1. Einsicht in die Bücher und Geschäfts- 
papiere nehmen, 

2. von dem Unternehmer und den im 
Geschäftsbetrieb tätigen Personen 
Auskunft verlangen. Der zur Ertei- 
lung der Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

Zu den in Satz 1 genannten Zwecken dürfen 
die dem Geschäftsbetrieb dienenden Grund- 
stücke und Räume innerhalb der üblichen Ge- 
schäfts- und Arbeitsstunden betreten werden. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. Der Unternehmer 
und die im Geschäftsbetrieb tätigen Personen 
haben den Beauftragten der Genehmigungs- 
behörde bei den Ermittlungen die erforderlichen 
Hilfsmittel zu stellen und die nötigen Hilfs- 
dienste ZU leisten. 

(2) Absatz 1 ist auf die Deutsche Bundespost 
und die Deutsche Bundesbahn nicht anzuwen- 
den. Die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn haben der Genehmigungsbehörde 
für die Ermittlungen im Sinne des Absatzes 1 
Auskunft zu erteilen." 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

9. Nach § 54 wird folgender § 54 a eingefügt: 

♦ 

»§ 54 a 

Prüfungsbefugnisse der Genehmigungsbehörde 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann zur 
Durchführung der Aufsicht und zur Vorberei- 
tung ihrer Entscheidungen durch Beauftragte 
die erforderlichen Ermittlungen anstellen, ins- 
besondere 

1. unverändert 

2. unverändert 


Zu den in Satz 1 genannten Zwecken dürfen 
die dem Geschäftsbetrieb dienenden Grund- 
stücke und Räume innerhalb der üblichen Ge- 
schäfts- und Arbeitsstunden betreten werden. 
Der Unternehmer und die im Geschäftsbetrieb 
tätigen Personen haben den Beauftragten der 
Genehmigungsbehörde bei den Ermittlungen die 
erforderlichen Hilfsmittel zu stellen und die 
nötigen Hilfsdienste zu leisten. 


(2) unverändert 


9 a. Nach § 57 werden folgende §§ 57 a und 57 b ein- 
^ gefügt: 

„§ 57 a 

Rechtsverordnungen 
für den internationalen Verkehr 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann zur 
Ordnung des grenzüberschreitenden Verkehrs 
und des Transit-(Durchgangs-)Verkehrs sowie 
zur Durchführung internationaler Abkommen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften erlassen, durch die der 
Gelegenheitsverkehr von Unternehmern mit Be- 
triebssitz im Ausland von der Genehmigungs- 
pflicht oder der Einhaltung anderer Ordnungs- 
vorschriften dieses Gesetzes befreit wird, soweit 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Die Vorschrif- 
ten können auch die Organisation, das Verfah- 
ren und die Mittel der Kontrolle regeln. 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die auf dem Gebiet der Personen- 
beförderung mit Kraftfahrzeugen zur Durch- 
führung von Verordnungen des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
erforderlichen Vorschriften erlassen, durch die 
insbesondere die Organisation, das Verfahren 
und die Mittel der Kontrolle geregelt werden. 


§ 57b 

Gebührenvorschriften 

(1) Für die Amtshandlungen nach diesem Ge- 
setz und nach den auf diesem Gesetz beruhen- 
den Rechtsvorschriften werden von demjenigen, 
der die Amtshandlung veranlaßt oder zu 
dessen Gunsten sie vorgenommen wird, Kosten 
(Gebühren und Auslagen) erhoben. Kosten- 
gläubiger ist der Rechtsträger, dessen Behörde 
die Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen 
auch der Rechtsträger, bei dessen Behörde die 
Auslagen entstanden sind. 

(2) Die gebührenpflichtigen Tatbestände im 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen und im Ge- 
legenheitsverkehr kann der Bundesminister für 
Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung näher be- 
stimmen und dabei feste Gebührensätze oder 
Rahmensätze versehen. Die Gebührensätze sind 
so zu bemessen, daß zwischen der den Verwal- 
tungsaufwand berücksichtigenden Höhe der Ge- 
bühr einerseits und der Bedeutung, dem wirt- 
schaflichen Wert oder dem sonstigen Nutzen 
der Amtshandlung andererseits ein angemesse- 
nes Verhältnis besteht. Dieser Grundsatz gilt 
auch bei der Festsetzung der Gebühr im Einzel- 
fall, soweit für die Gebühren Rahmensätze fest- 
gelegt sind. Die Gebühren dürfen im Linienver- 
kehr 3000 Deutsche Mark, im Gelegenheitsver- 
kehr 1000 Deutsche Mark nicht überschreiten. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
kann die Kostenpflicht der Deutschen Bundes- 
post und der Deutschen Bundesbahn vorgesehen 
werden. In ihr können ferner der Umfang der 
zu erstattenden Auslagen, eine Vorschußpflicht, 
die Fälligkeit und die Verjährung der Kosten- 
ansprüche, die Befreiung von der Kostenpflicht, 
insbesondere für Unternehmen mit Betriebssitz 
im Ausland, soweit die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist, sowie das Erhebungsverfahren geregelt wer- 
den. 

(4) Die Höchstsätze nach Absatz 2 können bei 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und mit Zustimmung des 
Bundesrates bis zu 15 vom Hundert überschritten 
werden." 
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10. § 61 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a. entgegen § 54 a Abs. 1 die Auskunft 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder 
nicht fristgemäß erteilt, die Bücher 
oder Geschäftspapiere nicht, nicht voll- 
ständig oder nicht fristgemäß vorlegt 
oder die Duldung von Prüfungen ver- 
weigert;'' 

b) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. den Vorschriften der Verordnung über 
den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr (BOKraft) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
7, Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 553), 
zuletzt geändert durch die Zweite Ver- 
ordnung zur Änderung der Verordnung 
über den Betrieb von Kraftfahrunter- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

9 b. § 58 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 1 Nr. 4 wird Absatz 1 Nr. 3. 

c) Absatz 1 Nr. 5 wird Absatz 1 Nr. 4. 

d) Absatz 1 Nr, 6 wird aufgehoben. 

e) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 4 ergehen 
die Rechtsverordnungen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft." 

9 c. Nach § 60 wird folgender § 60 a eingefügt: 

♦ 

rr§ 60 a 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
in seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Be- 
auftragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Stelle bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu be- 
reichern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Ebenso wird bestraft, wer ein fremdes Geheim- 
nis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge- 
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt ver- 
wertet, 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Ver- 
letzten verfolgt." 

10. § 61 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

ci) unverändert 


b) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. den Vorschriften der Verordnung über 
den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr (BOKraft) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 553), 
zuletzt geändert durch die Dritte Ver- 
ordnung zur Änderung der Verordnung 
über den Betrieb von Kraftfahrunter- 
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nehmen im Personenverkehr vom 6. Ja- 
nuar 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 61), 
oder den auf Grund dieser Verordnung 
erlassenen schriftlichen Verfügungen, 
soweit diese ausdrücklich auf diese Vor- 
schriften verweisen, zuwiderhandelt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

nehmen im Personenverkehr (BOKraft) 
vom 6. November 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1134) oder den auf Grund die- 
ser Verordnung erlassenen schriftlichen 
Verfügungen, soweit diese ausdrücklich 
auf diese Vorschriften verweisen, zu- 
widerhandelt." 

11. § 64 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3. 

c) Absatz 5 wird Absatz 4. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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